
ANZEIGE

Konferenzpartner: Netzwerkpartner:

WINNIE KAMAU
President, Association of

Freelance Journalists Kenya

DAVID BEASLEY
Executive Director,

World Food Programme

JULIA KLÖCKNER
Bundesministerin für Ernährung

und Landwirtschaft

DR. GERD MÜLLER
Bundesminister für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung

WIE ERNÄHREN WIR DIE WELT, OHNE SIE ZU ZERSTÖREN?
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7. Mai

in Berlin

Jetzt kosten-

freie Tickets

sichern!

foodberlin

Programm und Tickets: www.worldfoodconvention.com
Location: Bolle Säle, Alt-Moabit 98, 10559 Berlin

Wie sieht die Zukunftf der Landwirtschaftf aus?

Wie können wir 9 Milliarden Menschen im

Jahre 2050 ernähren, ohne unseren Planeten zu

zerstören? Was muss der Konsument ändern?

Wie kann Technologie helfen, den Lebens-

mittelmarkt umzukrempeln? Antworten gibt es auf

der dritten Tagesspiegel World Food Convention

am 7. Mai in Berlin! Diskutieren Sie mit rund

500 globalen Experten aus Politik, Diplomatie,

Industrie, Verbänden, NGOs und Start-Ups über

die Zukunftf der Welternährung, Konsumentenver-

halten und politische Rahmenbedingungen.
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ANALYSE UND MEINUNG

I
n vielen westlichen ländern geraten die 
demokratischen institutionen an die 
Grenzen ihrer Widerstandsfähigkeit. 
Schuld daran sind rechtspopulistische 
und nationalistische parteien, deren Auf-

stieg inzwischen zu einer echten Gefahr für die 
liberalen Demokratien und die europäische  
integration geworden sind. politisch scheint 
also etwas in den vergangenen Jahrzehnten gra-
vierend falsch gelaufen zu sein – aber was? 

Die Antwort findet sich möglicherweise in den 
Wahlprogrammen der rechtspopulistischen par-
teien selbst: Sie alle drücken darin ihre Skepsis 
gegenüber der Globalisierung und die Ablehnung 
von Freihandel aus. 

Tatsächlich hat auch die ökonomische For-
schung statistische Beweise gefunden, dass der 
Aufstieg der rechtspopulisten mit dem Freihandel 
mit Niedriglohnländern und der steigenden Un-
gleichheit in den industrieländern zu tun hat. 

Diese Arbeiten untersuchen, wie sich der Wett-
bewerb mit Niedriglohnländern auf den Arbeits-
markt in den industrieländern auswirkt. Sie ver-
gleichen verschiedene geografische Arbeitsmärkte 
innerhalb eines landes – etwa den Großraum 
Detroit oder den landkreis rhein-Neckar – und 
kombinieren Daten über die lokale 
industriestruktur mit informationen 
über Beschäftigung, löhne und Bil-
dungsstatus der Arbeitnehmer. 

Je nachdem, wie sehr die örtliche 
industrie Anfang der Neunzigerjahre 
in jenen Sektoren spezialisiert war, in 
denen Niedriglohnländer stark wur-
den, war der lokale Arbeitsmarkt mehr 
oder weniger vom Wettbewerb aus 
diesen ländern betroffen. 

in einer region, in der viele Unter-
nehmen ansässig waren, die Textilien, 
Spielzeug oder Elektronik erzeugten 
– jene Sektoren, in denen Chinas 
Exporte am schnellsten wuchsen –, 
waren besonders viele lokale Arbeits-
plätze gefährdet, weil die Unterneh-
men auf den Weltmärkten mit chine-
sischen produzenten konkurrierten. 

War eine region dagegen in der Autoindustrie 
oder im industrieanlagenbau spezialisiert, spürte 
sie kaum etwas vom importwettbewerb aus Chi-
na oder Osteuropa, sondern konnte sogar von 
deren Boom in Form von größeren Exporten in 
diese länder profitieren. 

Die Effekte der Globalisierung sind also stark 
lokal konzentriert. Zusätzliche Jobs durch Exporte 
entstehen meist anderswo – und in anderen Sek-
toren – als dort, wo aufgrund von importwett-
bewerb welche abgebaut werden. 

Streichen Unternehmen wegen des Wett-
bewerbs aus Niedriglohnländern Arbeitsplätze, 
sind vor allem produktionsjobs betroffen. Solche 
Tätigkeiten werden normalerweise von Facharbei-
tern mit relativ niedrigem formalem Bildungs-
abschluss ausgeführt. Außerhalb des industrie-
sektors haben diese Arbeiter wenige Möglichkei-
ten, eine gut bezahlte Stelle zu finden. Sie landen 
zumeist in der langzeitarbeitslosigkeit oder 
müssen wesentlich schlechter bezahlte Jobs an-
nehmen. Dagegen finden Arbeitnehmer mit Uni-
Abschluss meist rasch eine neue, gut bezahlte 
Stelle, oft im Dienstleistungssektor. 

Einen ähnlichen Effekt hat auch die Verlage-
rung von produktionsprozessen in Niedriglohn-
länder: Arbeitsintensive produktionsschritte, wie 
etwa die Fertigung, finden in Niedriglohnländern 
statt, während Forschung und Entwicklung, 
Marketing oder Controlling im inland verbleiben. 
Unternehmen profitieren vom sogenannten Off-
sho ring und wachsen, weil dadurch die Kosten 

gesenkt werden. Allerdings nimmt die heimische 
Nachfrage nach produktionsarbeitern ab, und 
stattdessen werden ingenieure, Betriebswirte, iT-
Spezialisten und Juristen eingestellt. 

Die Globalisierungsverlierer haben also ein 
Gesicht: Sie wohnen eher auf dem land, sie haben 
keinen Uni-Abschluss, sie sind oder waren ten-
denziell in der industrie beschäftigt. Sie sind kei-
neswegs immer arm, aber ihre ökonomische Si-
tuation hat sich eher verschlechtert als verbessert. 

Die typischen Globalisierungsgewinner haben 
dagegen meist ein Studium abgeschlossen, sind 
urban und arbeiten im Hochlohnbereich des 
Dienstleistungssektors. Es ist kein Zufall, dass die 
AfD-Unterstützer zu einem großen Teil aus den 
deindustrialisierten Gegenden Ostdeutschlands 
kommen und die Anhänger Trumps nicht an der 
Ost- oder Westküste leben, wo die Hochtechnolo-
gie- und Finanzkonzerne ihren Sitz haben, son-
dern etwa im deindustrialisierten Mittleren Wes-
ten der USA. 

Neueste Studien verwenden regionale Unter-
schiede in der industriestruktur, um den Zusam-
menhang zwischen importwettbewerb aus China 
und Osteuropa und dem Wahlverhalten für rechts-
populistische parteien in Westeuropa zu belegen. 

Sie zeigen, dass der gestiegene im-
portwettbewerb aus Niedriglohnlän-
dern für den Aufstieg der rechtspopu-
listen wesentlich mitverantwortlich ist. 
Jene westeuropäischen regionen, die 
am stärksten unter dem importwett-
bewerb aus diesen ländern litten, ver-
zeichneten den größten Anstieg an 
rechtspopulistischen Wählern. 

Vergleicht man die zehn prozent 
der am meisten vom globalen Wett-
bewerb betroffenen regionen Europas 
mit den zehn prozent der am wenigs-
ten betroffenen, beträgt der geschätzte 
Anstieg des Stimmenanteils der 
rechtspopulisten bis zu 20 prozent-
punkte. in einer durchschnittlichen 
region sind es immerhin vier bis fünf 
prozentpunkte. Zu qualitativ ähn-
lichen Ergebnissen kommen Unter-

suchungen für einzelne länder wie die USA, 
Deutschland und Frankreich. Auch für die Brexit-
Entscheidung spielte der importwettbewerb aus 
Niedriglohnländern eine wichtige rolle. 

Wie kann man den rechtspopulisten also den 
Wind aus den Segeln nehmen? Dafür müssen 
wieder alle am steigenden Wohlstand unserer 
Gesellschaft beteiligt werden. 

Die lösung dabei sind nicht Handelsschran-
ken, wie es die rechtspopulisten fordern. Dies 
hätte kaum den erwünschten Erfolg, da die pro-
duktionsarbeitsplätze nicht aus dem Ausland 
zurückkehren würden – die arbeitsintensive Fer-
tigung würde in Hochlohnländern vielmehr von 
robotern erledigt. Besser wäre es, den leidtragen-
den ihre Verluste auszugleichen. Möglich wird 
das, wenn man die Steuern und Abgaben für nied-
rige Einkommen reduziert und gleichzeitig für  
Besserverdiener anhebt. Ebenso wie durch einen  
finanziellen Ausgleich zwischen den regionen, die 
von der Globalisierung profitiert haben, und je-
nen, die dadurch verloren haben. 

Manchen mögen solche Transfers für über-
triebene staatliche Einmischung halten: Tragen 
sie aber dazu bei, unser politisches System und das 
europäische projekt zu schützen, handelt es sich 
um gut investiertes Geld.

Harald Fadinger ist professor für international 
Economics an der Universität Mannheim und  
research Fellow am Centre for Economic policy 
research (CEpr), london

V
or fast drei Jahren habe ich für 
den Brexit gestimmt. inzwi-
schen muss ich zugeben: Das 
projekt läuft nicht so gut.

Der Brexit hat uns handlungs-
unfähig gemacht. Er hat Groß-
britannien in eine lachnummer 

verwandelt. Ganz sicher hat er uns ärmer gemacht, 
Einkommen verringert und Jobs gekostet. 

Wir Anhänger des Brexits wären gut beraten, 
das zuzugeben. Niemand wird uns jemals ver-
geben, wenn wir aus der EU austreten und die 
Sache schiefläuft. Künftige Generationen werden 
uns verdammen.

Daher rate ich nun, als Anhänger des Brexits: 
Tief durchatmen, unseren Stolz herunterschlu-
cken und nachdenken. Über die ganze Brexit-
Entscheidung an sich.

Europa hat uns gerade die Chance eingeräumt, 
noch einmal ruhig über alles nachzudenken. Der 
EU-ratspräsident Donald Tusk hat uns ein Jahr 
dafür eingeräumt. Eine Art Sabbatical. Das ist gut, 
denn wir reden hier über die größte Entscheidung 
mit den bedeutsamsten langzeitfolgen, die je eine 
britische Nachkriegsregierung zu treffen hatte. 

Wenn wir aus der EU austreten, wollen wir 
einen vernünftigen Brexit. Mit dem derzeit so 
chaotischen und hysterischen Westminster, dem 
parlament also, geht das aber nicht. Die Abge-
ordneten können nicht mehr, die Kabinettsmit-
glieder auch nicht, der premierministerin – die 
ich für eine Heldin halte – gebe ich bloß noch 
ein paar Wochen. 

Theresa May hat sich zuletzt in eine Art 
shape shifter verwandelt, eine person, die ständig 
ihre Gestalt wandelt, wie man sie aus den Termi-
nator-Filmen kennt. Sie wechselt verzweifelt von 
einem Brexit-Modell zum nächsten. Sie hat im-
mense Stärke und Entschlossenheit bewiesen, 
aber es gibt einen Moment im leben, in dem 
Entschlossenheit in Wahnsinn übergeht. Dann 
gibt man besser auf.

ich finde andererseits, dass Theresa Mays 
rücktrittsankündigung die Dinge noch schlim-
mer gemacht hat. Das Kabinett veranstaltet jetzt 
ein Wettrennen um die Führung. Entscheiden 
werden am Ende 100.000 Mitglieder der Kon-
servativen partei. Das bedeutet, dass die Kandi-
daten für die künftige Führungsrolle bis auf Wei-
teres nicht an das Wohl der gesamten Nation 
denken. Sie wollen einem kleinen Wahlvolk ge-
fallen, das außerdem noch von der europaskepti-
schen Ukip-partei infiltriert worden ist und das 
nicht die Mehrheit der Tory-Wähler repräsen-
tiert. Erst recht nicht das britische Volk.

Es ist praktisch ausgemacht, dass der nächste 
Chef der Torys jedweden von Theresa May ge-
schlossenen pakt wieder zerreißt, wie sinnvoll 
und gut gemeint er auch sein mag. Dann folgt 
ein weiterer jahrelanger Zermürbungskrieg mit 
Europa. Will das irgendwer? 

Wir Brexit-Anhänger müssen zugeben, dass 
die ökonomischen Argumente zugunsten des 
Austritts serienweise entkräftet worden sind. in 
der Kampagne von 2016 wurde behauptet, dass 
die britische Wirtschaft durch die EU-Mitglied-
schaft gebremst werde und dass sie außerhalb 
überleben und aufblühen könne. Das lässt sich 
nicht mehr halten.

Das investitionsgetriebene Wachstum ist zu-
sammengebrochen. Nissan hat seine pläne auf-
gegeben, eines seiner Flaggschiff-Fahrzeuge in  
Sunderland zu bauen. im Januar kündigte der 
Elektronikgigant Sony an, dass er sein Haupt-
quartier von london nach Amsterdam verlagert. 
panasonic tat im August das Gleiche.

Die japanischen Finanzfirmen Nomura, Su-
mitomo Mitsui und Daiwa haben allesamt klar-

gemacht, dass sie in andere europäische Städte 
umziehen wollen. Honda schließt seine Fabrik 
in Swindon. Traurig auch die Nachrichten von  
Airbus, einer besonders erfolgreichen pan-
europäischen  industriekooperation.

Es ist schmerzhaft geworden, überhaupt noch 
die Finanzseiten in der Zeitung aufzuschlagen. 

Aber liegt das wirklich alles am Brexit – 
oder doch nicht, wie nun einige seiner Anhän-
ger sagen? 

James Dysons Entscheidung, sein Hauptquar-
tier nach Singapur zu verlagern, ist da ein interes-
santer Fall.  Dyson ist ein Genie der britischen 
industrie, und er sagte auch, dass Großbritannien 
außerhalb der EU aufblühen könne.  James  
Dyson war unser großer Trumpf. Jetzt behauptet 
er, dass seine Entscheidung über eine Verlagerung 
nichts mit dem Brexit zu tun habe. So oder so: Er 

schließt sich einer langen reihe reicher Briten an, 
die für den Brexit getrommelt haben, nun aber 
nicht mit seinen Konsequenzen leben wollen.

investmentbanken in der City of london 
verpflichten ihre Mitarbeiter inzwischen zu Ver-
trägen, in denen sie ihren Umzug in andere  
große europäische Zentren zusagen, sofern das 
notwendig wird. Wenn es dazu kommt, ist un-
sere Wirtschaft verloren. Die City ist einer der 
Wohlstandsmotoren im Großbritannien der 
Nachkriegszeit.

Die Gründe für den Massen-Exodus sind 
leicht verständlich. Unternehmen siedelten sich 
in den vergangenen 30, 40 Jahren nicht zuletzt 
wegen des einfachen Zugangs zu europäischen 
Märkten an. Wie groß war in den Achtzigerjahren 
noch die Begeisterung, als Margaret Thatcher  
japanische Autohersteller in den notleidenden 
Nordosten Englands brachte und ganze land-
striche neu belebte!

Es fällt auf, dass die größten Anhänger des 
Brexits in zwei Camps sitzen. Die einen sind 
Händler an den Finanzmärkten, vor allem bei 
Hedge fonds, die sich auf Spekulationsmöglich-

keiten rings um die Unsicherheiten des Brexits 
freuen. Die anderen sind die Ultralinken, die die 
EU für eine kapitalistische Verschwörung halten. 
Eine große Gruppe um den labour-Anführer  
Jeremy Corbyn glaubt zu recht, dass die EU die 
Einführung des Sozialismus behindert.

Wenn Hedgefonds-Manager und Kommunis-
ten gemeinsame Sache machen, muss man skep-
tisch werden.

ich sehe es nach wie vor so, dass die EU eine 
kaum funktionstüchtige Einrichtung ist, die alle 
möglichen probleme mit sich bringt. Trotzdem 
lautet die Einsicht der vergangenen zwei Jahre 
wohl, dass wir besser innerhalb der EU – wo wir 
hoch angesehen sind – an reformen arbeiten 
sollten, statt als böser Nachbar draußen zu sitzen.

Das stimmt umso mehr, wenn man die Ent-
wicklung anderswo auf der Welt betrachtet. Wir 
beobachten einen erschreckenden Zusammen-
bruch der liberalen Nachkriegsordnung und das 
Erstarken faustschwingender protektionisten. Es 
ist die Welt von  Donald Trumps USA und Xi 
Jinpings China. Als Xi sich kürzlich mit EU- 
Anführern traf, bekam ich einen Schreck, weil 
Großbritannien nicht vertreten war. 

Die EU hat gerade auch einen großen Frei-
handelsvertrag mit Japan geschlossen. Wenn wir 
austreten, müssen wir komplexe Verhandlungen 
beginnen, um auch nur etwas ähnlich Gutes zu 
bekommen. Vermutlich bekommen wir einen 
schlechteren Deal. Großbritannien wird schwä-
cher und isolierter sein. Vielleicht wird es aus ein-
an der bre chen, die schottischen und nordirischen 
Separatisten werden lauter und stärker. 

Die Sprache der verbliebenen Brexit-Anhän-
ger wird in diesen Tagen immer schriller. Wir 
hören phrasen wie »Vasallenstaat«, »imperium« 
und »Bittsteller«, obwohl sie nichts über unser 
Verhältnis zur EU aussagen. Einige Brexit- 
Anhänger sind verdächtig große Fans von  Donald 
Trump.

Die Brexit-Anhänger haben eine Serie von Be-
hauptungen aufgestellt, die sich inzwischen als 
unwahr herausgestellt haben. Sie sagten, es werde 
schnell und einfach gehen. Eine Serie von  
Handelsabkommen werde fertig sein, wenn wir 
die EU verlassen. Sie machten übertriebene und 
falsche Angaben über die britische Finanzlage 
nach dem Brexit. Sie nutzten illegale Methoden 
und obskure Finanzquellen für ihre Kampagne. 

Ein zweites referendum, eine gereifte Ent-
scheidung nach einem weiteren Jahr Bedenkzeit, 
wäre nicht undemokratisch. Seit 2016 hat sich 
viel verändert. Viele Fakten sind heute völlig an-
ders als damals. Da muss man auch seine Ent-
scheidungen überdenken dürfen.

ich kann übrigens mitteilen – ohne Namen zu 
nennen –, dass etliche parlamentsabgeordnete 
und nicht wenige Journalisten, die nach außen 
hin immer noch für den Brexit eintreten, insge-
heim meiner Meinung sind. Sie haben ihre An-
sichten geändert, sagen das bloß noch nicht.

ich sage es aber. »Schön und gut«, mögen Sie 
mir entgegnen, »und was kommt als Nächstes? 
Geben Sie jetzt auch eine leidenschaftliche 
liebes erklärung für die EU ab?«

ich habe keine solche leidenschaft für die EU 
in mir. Nur eine tiefe, nagende Furcht, dass wir 
einen entscheidenden Fehler begehen. Vorsicht 
ist eine Tugend. Sie ist im Menschen angelegt. 
Deshalb haben wir bis heute überlebt.

Aus dem Englischen von Thomas Fischermann

Peter Oborne ist ein bekannter konservativer  
Kommentator in Großbritannien. Er schreibt politische 
Kolumnen in der »Daily Mail«, und jahrelang arbeitete 
er für den »Spectator« und den »Daily Telegraph«

Das Gesicht der Verlierer 
Wie Freihandel und Globalisierung den Aufstieg der rechtspopulisten 

fördern. Und was man dagegen tun kann VON HARALD FADINGER

Bitte doch keinen Brexit!
Der konservative britische Kommentator PETER OBORNE hat seine Meinung geändert.  

im Augenblick sieht er keine Möglichkeit für einen sinnvollen Austritt aus der Europäischen Union
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20
Prozentpunkte 
können Rechts
populisten dank 
Niedriglohnwett

bewerbs gewinnen

der britischen Wähler waren 
2016 für den Austritt aus 

der EU. So mancher bereut 
das mittlerweile

52
Prozent


